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Bedeutung für die Versorgung psychisch Kranker

Eckpunkte der parteiübergreifenden
Konsensverhandlungen zur Gesund-
heitsreform
Jürgen Fritze 
für den Vorstand der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde (DGPPN)

D ie Deutsche Gesellschaft für
Psychiatrie, Psychotherapie
und Nervenheilkunde

(DGPPN) hat vor Kurzem die Eck-
punkte des Bundesministeriums für
Gesundheit und Soziale Sicherung
(BMGS) kritisch kommentiert (Ner-
venarzt 2003; 74: 391–393; Psycho-
neuro 2003; 29: 180–182). Die
DGPPN hat auch im Rahmen des An-
hörungsverfahrens des Ausschusses
für Gesundheit und Soziale Siche-
rung des Bundestages mündlich und
schriftlich (bei www.dgppn.de) zum
Entwurf der Regierungsfraktionen
eines Gesundheitssystemmoderni-
sierungsgesetzes (GMG) Stellung ge-
nommen. Auch bei dieser Gelegen-
heit wurden sowohl viele gemein-
same, zumindest überlappende
Ziele wie auch krass unterschiedli-
che Positionen der Parteien deutlich. 

Nur wenige zweifeln, dass ange-
sichts der gesamtwirtschaftlichen
Lage Deutschlands und der damit
zusammenhängenden Beitragsent-
wicklung (derzeit durchschnittlich
14,3%) in der gesetzlichen Kranken-
versicherung sowie der kommenden
finanziellen Herausforderungen
durch Überalterung der Bevölkerung
und dank weiteren medizinischen
Fortschritts das Gesundheitssystem
fortentwickelt werden muss. Die
Mehrheitsverhältnisse im Bundes-
tag einerseits und im Bundesrat an-
dererseits ließen erwarten, dass der
Gesetzgeber erneut ein Beispiel für
Handlungsunfähigkeit liefern
würde. Das wäre für die Sache fatal
und dem Bürger politisch kaum zu
vermitteln gewesen. Die zu erwar-
tende, zunehmende Politikverdros-
senheit hätte weiteren Anschub er-
halten. Es ist erfreulich, dass die Par-
teien vor diesem Hintergrund zu-

mindest den Konsens hatten, sich
frühzeitig für einen parteiübergrei-
fenden Konsens über eine Gesund-
heitsreform anstrengen zu müssen.
Im Vorfeld wurden als Vorleistung
der Regierungskoalition die Gesetz-
gebungsverfahren zum GMG und
zum Positivlistengesetz ausgesetzt.

Die zweiwöchigen Anstrengun-
gen mündeten am 21.07.2003 in die
„Eckpunkte der Konsensverhand-
lungen zur Gesundheitsreform“. Da-
mit ist das Verfahren zweifellos
nicht abgeschlossen: Jetzt geht es
darum, die Eckpunkte zu konkreti-
sieren und in Gesetzestext umzu-
setzen. Auch wenn die Teilnehmer
der Konsensrunde derzeit nach
außen Einmütigkeit demonstrieren,
so sind spätestens im neuen Gesetz-
gebungsverfahren neue, auch
scharfe Konflikte zu erwarten. Dafür
spricht die schon jetzt z.T. harsche
Kritik am gefundenen Konsens nicht
nur aus den Reihen spezieller Inter-
essenvertreter, sondern auch aus
einzelnen Parteien.

Demokratie ist die Kunst des
Kompromisses mit dem Ziel des In-
teressenausgleichs. Wie Frau Rita
Süßmut es formuliert hat: „Demo-
kratie ist anstrengend“. Und das ist
gut so (wie der regierende Bürger-
meister Wowereit in anderem Zu-
sammenhang meinte sagen zu müs-
sen). In einem guten Demokratie-
verständnis müssen Lasten gleich-
mäßig, sozial ausgewogen verteilt
werden. Das war auch das erklärte
Ziel der Konsensrunde. Deutlich er-
kennt man im Konsenspapier, wo
die spezifischen Ziele einzelner Par-
teien eingegangen sind und wo
nachgegeben wurde. Dabei ist sogar
die Handschrift der kleinen Parteien
zu erkennen. Entstanden ist kein

„fauler Kompromiss“, sondern
tatsächlich ein Geben aller am Ge-
sundheitssystem Beteiligten, d.h. al-
lerdings auch der Versicherten und
Patienten. Generelles Ziel bezüglich
der „Leistungserbringer“ sei, vom
ökonomischen Wettbewerb zu ei-
nem Wettbewerb um Qualität zu
kommen. Im Folgenden werden die
Eckpunkte weitgehend nur insoweit
kommentiert, wie die Belange psy-
chisch Kranker direkt tangiert wer-
den. 

Stärkung der Patienten-
souveränität
Gegen die „Stärkung der Patien-

tensouveränität durch Transparenz,
Wahlmöglichkeiten und Beteili-
gungsrechte“ kann niemand ernst-
haft Einwände erheben (Wahloptio-
nen u.a. für Patientenquittung, Ge-
sundheitsdaten auf der „intelligen-
ten Gesundheitskarte“, Kostener-
stattungsverfahren statt Sachleis-
tung, Beitragsrückgewähr oder
Selbstbehalte; Anhörungsrechte in
den Organen der Selbstverwaltung).
Jeder Bürger darf erwarten, dass
seine Autonomie im „Medizinbe-
trieb“ nicht außer Kraft gesetzt wird.
Explizit soll „den besonderen Belan-
gen behinderter und chronisch kran-
ker Menschen Rechnung getragen“
werden. Das meint auch die Belange
der psychisch Kranken. 

Freie Arztwahl
Die freie Arztwahl bleibt

grundsätzlich unangetastet; der ge-
setzlich Versicherte kann sich aber
mit einjähriger Bindungswirkung
selbst freiwillig eine Beschränkung
auferlegen, indem er sich in ein
Hausarztsystem, ein System auch
Krankenkassen-individueller inter-
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grierter Versorgung oder ein
Disease-Management-Programm
(DMP) einschreibt. Das wird mit
Boni belohnt. Hier werden psychisch
Kranke gezielter, beratender Unter-
stützung bedürfen. Auch die Teil-
nahme an Präventionsmaßnahmen
soll mit Boni belohnt werden.

Qualität und Wirtschaftlichkeit
Das von einer unabhängigen

Stiftung zu tragende „Institut für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen“ soll nunmehr
weitgehend nur beratende (und
nicht bindend-empfehlende) Funk-
tionen haben und auf der Basis von
Einzelaufträgen des BMGS und des
neu zu konstituierenden „gemeinsa-
men Bundesausschusses“ tätig wer-
den. In diesen Ausschuss gehen die
bisherigen Bundesausschüsse und
der Koordinierungsausschuss auf.
Der Einflussbereich der Selbstver-
waltungspartner wird also nicht –
wie ursprünglich von der Regie-
rungskoalition geplant – beschnit-
ten, sondern eher ausgeweitet. 

Zur Umsetzung der Aufträge be-
dient sich das Institut externer Sach-
verständiger. Das Institut formuliert
keine Leitlinien, sondern über-
nimmt das derzeit beim Ärztlichen
Zentrum für Qualität in der Medizin
(ÄZQ) angesiedelte Leitlinien-Clea-
ring-Verfahren, d.h. die Bewertung
der Validität von durch Dritte er-
stellten Leitlinien. Bezüglich der
weiteren vom Institut zu bearbei-
tenden Themen ist auffällig, dass die
Kosten-Nutzen-Bewertung von Arz-
neimitteln ausdrücklich nicht dazu
gehören soll. Damit würde sich
Deutschland von einer internationa-
len Entwicklung abkoppeln und den
jungen Wissenschaftszweig der Ge-
sundheitsökonomie, hier speziell
der Pharmakoökonomie, abkoppeln.
Ist das wirklich intendiert?

Fortbildung
Die Fortbildung wird für alle Ge-

sundheitsberufe verpflichtend. Die
bisherige berufsrechtliche Selbst-
verpflichtung der Ärzte wird also ab-
gelöst und fehlender Fortbildungs-
nachweis finanziell oder durch Aus-
schluss aus der vertragsärztlichen
Versorgung sanktioniert. Die gesetz-
lichen Detailregelungen, was nach-

zuweisen ist, werden entscheidend
sein. Auch wer den im Versorgungs-
auftrag festgelegten Qualitätsanfor-
derungen (dazu wird auch ein inter-
nes Qualitätsmanagement gehören)
nicht genügt, wird ausgeschlossen.

Vertragsärzte
Es bleibt bei der Organisation al-

ler Vertragsärzte in kassenärztlichen
Vereinigungen. Einzelverträge blei-
ben auf spezielle Versorgungsfor-
men wie integrierte Versorgung und
DMPs beschränkt. Interdisziplinäre
„medizinische Versorgungszentren“
(das sind die Gesundheitszentren
mit neuem Namen) werden in Kon-
kurrenz zum Vertragsarzt treten. Die
Konkurrenz durch Teilöffnung der
Krankenhäuser zur ambulanten Ver-
sorgung bei hochspezialisierten Lei-
stungen soll durch einen gesetzli-
chen Katalog definierter Leistungs-
bereiche begrenzt werden. Die
Teilöffnung im Rahmen der DMPs
soll vertraglich begrenzt werden.

Vergütung
Die bisherige Gesamtvergütung

im Vertragsarztsystem wird ab 2007
durch arztgruppenspezifische Re-
gelleistungsvolumina mit festen
Preisen auf der Basis von Fallpau-
schalen ersetzt; bei Überschreiten
gelten degressive Preise. Das wird in
der praktischen Umsetzung weitge-
hend in ein „festes Gehalt“ des Ver-
tragsarztes münden. Im Gesetzge-
bungsverfahren wird zu berücksich-
tigen sein, dass sich die Versorgung
psychisch Kranker - wie vom Ge-
setzgeber schon derzeit anerkannt -
nicht ohne weiteres pauschalieren
lässt. Es bedarf der Entwicklung ei-
nes spezifischen Entgeltsystems.

Das ärztliche Honorar soll mit
den Kosten aus der Verordnung von
Arznei- und Hilfsmitteln verknüpft
werden. Verständlich ist, einen
Anreiz zur sparsamen Verordnung
setzen zu wollen. Das kann aber
zum Spiel mit dem Feuer werden.
Hier bedürfen psychisch Kranke des
besonderen Schutzes, um nicht vom
therapeutischen Fortschritt abge-
schnitten zu werden. Dass bei den
Zuzahlungsregelungen (bei Arznei-
mitteln, Arztbesuch und Kranken-
hausaufenthalt) den besonderen Be-
dürfnissen chronisch Kranker, hier

also auch psychisch Kranker, durch
eine Überforderungsklausel von 1%
des Bruttoeinkommens im Jahr
Rechnung getragen werden soll, ist
zu begrüßen. Ob dieser Schutz vor
Verelendung bewahren wird, bleibt
abzuwarten. Was die Regelung für
Sozialhilfeempfänger bedeuten
kann, soll verfassungsrechtlich ge-
prüft werden.

Analogpräparate
Patentgeschützte Analogpräpa-

rate („me-too“) in die Festbetragsre-
gelungen einzubeziehen, ist
grundsätzlich plausibel. Die Tücke
steckt aber in der Definition, was
denn nun ein Analogpräparat sein
soll, und deren Anwendung im Ein-
zelfall. Widersinnig erscheint, dass
dabei pharmakoökonomische Krite-
rien ausdrücklich keine Rolle spielen
sollen. Dem Risiko von Ausweich-
strategien bei Herausnahme der re-
zeptfreien Arzneimittel aus dem
Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenkassen soll durch Ausnah-
men, die der Bundesausschuss fest-
zulegen hat, begegnet werden.

Zahnersatz
Die wohl kritischste Frage ist die

Ausgliederung des Zahnersatzes aus
dem paritätisch finanzierten Lei-
stungskatalog der Krankenkassen.
Zahnersatz wird allein vom Ver-
sicherten optional in einer gesetz-
lichen oder privaten Krankenver-
sicherung abzusichern sein. Die Aus-
gliederung des Zahnersatzes muss
als modellhafter Start der „Bereini-
gung“ des Leistungskataloges ver-
standen werden (demgegenüber
fehlt der vorgesehenen Ausgliede-
rung der versicherungsfremden Lei-
stungen wie Sterbegeld oder Leis-
tungen für Sterilisation der modell-
hafte Charakter). Gerade den Zahn-
ersatz (und nicht wie zuvor disku-
tiert nur das Krankengeld oder die
privaten Unfälle) auszugliedern, ist
eine weitgehend politische und
kaum medizinisch begründbare (ab-
gesehen vom Anreiz, durch Zahn-
hygiene dem Zahnverlust vorzubeu-
gen) Entscheidung. Künftig sind
weitere derartige Ausgliederungs-
entscheidungen zu erwarten. Dabei
wird es darauf ankommen, nicht
mehr nur politisch zu entscheiden,
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denn das birgt das Risiko der Belie-
bigkeit und Willkür. Auch wenn
letztlich eine politische Entschei-
dung unausweichlich ist, so sollte
diese aber wissenschaftlich vorbe-
reitet sein. Es geht um die Priorisie-
rung und Posteriorisierung von Ge-
sundheitsleistungen. Die notwen-
dige Methodik hat die Wissenschaft
- u.a. die Gesundheitsökonomie -
bereitgestellt. Derartige Entschei-
dungen wissenschaftlich vorzube-
reiten ist in anderen Staaten längst
Standard. Die Notwendigkeit der
wissenschaftlichen Basierung ist für
psychisch Kranke insofern beson-
ders relevant, als in den letzten
Monaten sogar Vertreter der verfas-
sten Ärzteschaft „freihändig“ vorge-
schlagen haben, z.B. die Psycho-
therapie aus dem Leistungskatalog
zu streichen.

Fazit
Ob der Reformkonsens am Ende

tatsächlich eine faire Verteilung der
finanziellen Lasten erlauben wird,
werden wir erst in einigen Jahren
wissen können. Dass Träger einzel-
ner Partikularinteressen nun bereits
im Vorfeld der Formulierung der Ge-
setzestexte z.T. hart gegen den Kom-
promiss polemisieren, ist zwar ver-
ständlich und vermutlich auch not-
wendig, ändert aber nichts daran,
dass es am Ende um Interessenaus-
gleich gehen muss. Ob aber die Re-
formeckpunkte geeignet sein wer-
den, die kommenden finanziellen
Herausforderungen nachhaltig zu
meistern, darf bezweifelt werden.
Die Eckpunkte stellen einen evolu-
tionären und keinen revolutionären
Schritt dar. Auch das sollte gemäß
des ärztlichen Prinzips des „primum
nihil nocere“ eher begrüßt werden.
Evolutionär bedeutet, dass weitere
gesetzgeberische Interventionen
unausweichlich folgen werden. Auch
das ist nicht nachteilig. Zu erwarten,
mit einem großen Wurf ließen sich
alle oder auch nur die wesentlichen
Probleme umfassend lösen, wäre
blauäugig.
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